
Mordermittlung
„Mulde“
eingestellt

BadOeyenhausen. Nach acht-
monatiger Arbeit hat die
Mordkommission „Mulde“
ihre Arbeit eingestellt. Die Er-
mittler der Kriminalpolizei
Bielefeld hatten im vergange-
nen Jahr Ermittlungen aufge-
nommen, nachdem die Lei-
che eines 22-Jährigen imMüll-
container der Reha-Klinik
„Porta Westfalica“ gefunden
worden war.

Der Mann, der beruflich
Hausmeister- und Gärtner-
arbeiten in der Reha-Klinik
durchführte, wurde am 2. Ja-
nuar2024vonAngehörigenals
vermisst gemeldet. Am 15. Ja-
nuar wurde der Leichnam
beim Umladen von Müll ent-
deckt. Den genauen Todes-
zeitpunkt konnte die Polizei
nicht ermitteln.

Im Zuge der Ermittlungen
gab es Verdachtsmomente
gegen mehrere Personen. „Ein
Tatverdacht erhärtete sich je-
dochnicht“,heißtes seitensder
Polizei. Die Ermittlungen sei-
en vorerst abgeschlossen, „da
keine neuenHinweise oder Er-
mittlungsansätze vorliegen“.

Weniger Briten
in NRW

eingebürgert
Düsseldorf (lnw). In Nord-
rhein-Westfalen lassen sich
weniger Menschen aus dem
Vereinigten Königreich ein-
bürgern als vor dem Brexit.
Von 2020 bis 2023wurden ins-
gesamt 1.832 Britinnen und
Briten in NRW eingebürgert,
wie das Statistische Landes-
amt mitteilte. Die bisher
höchste Zahl war demnach
2019 erreicht worden, mit
3.850 Einbürgerungen in
einem einzigen Jahr.

Auch das Handelsvolumen
sei 2023 niedriger gewesen als
vor dem Brexit. Demnach gin-
gen die Exporte aus NRW um
rund zehnProzent zurück.Der
Importwert sei 2023 mit
9,4 Milliarden Euro etwa
1,3 Prozent niedriger als 2019.

Das Vereinigte Königreich
stand 2023 auf Rang neun der
Abnehmer nordrhein-westfä-
lischer Exporte. 2019 hatte es
noch den siebten Platz belegt.
Als Herkunftsland für NRW-
Importe stand das Vereinigte
Königreichzuletzt aufRang10,
im Jahr 2019 war es Platz 8.

Mehr Schulstraßen für
sicherenWeg zur Schule
Vier der insgesamt 32 besonderen Strecken
im Land befinden sich in Ostwestfalen-Lippe.

Düsseldorf (lnw). Insgesamt
32 Schulstraßen für einen si-
cheren Schulweg gibt es mitt-
lerweile in Nordrhein-West-
falen. „Das ist ein guter Start,
der hoffentlich viele Nachah-
mer in den kommenden Jah-
ren findet“, sagt Verkehrsmi-
nister Oliver Krischer. „Kin-
der sind imStraßenverkehr die
schwächsten Teilnehmer und
müssen besonders geschützt
werden. Schulstraßen sind ein
guter Weg, brenzlige Situatio-
nen zwischen dem Kfz-Ver-
kehr und den Schülerinnen
und Schülern zu vermeiden“,
so der Verkehrsminister.

Die Zunahme an Schulstra-
ßen basiert auf einem Erlass
des NRW-Verkehrsministe-
riums von Januar 2024, der
Städten und Straßenverkehrs-
behörden die Einrichtung sol-
cher Straßen ermöglicht.
Durch die temporären Stra-
ßensperrungen sollen gefähr-
liche Situationen durch soge-
nannte Elterntaxis oder einen
starken Durchgangsverkehr
verhindertwerden.Kinder sol-
lendemnachsosicherer zuFuß
oder mit dem Fahrrad zur
Schule kommen.

Nach Angaben des NRW-
Innenministeriums gab es al-
lein im Jahr 2023 insgesamt
468 Schulwegunfälle. Das sind
Verkehrsunfälle, bei denen
mindestens eine Schülerin
oder ein Schüler im Alter von
6 bis 14 Jahren zwischen 6 und
18 Uhr auf dem direkten Weg
von derWohnung zumOrt re-
gelmäßiger schulischer Veran-
staltungen und zurück betei-
ligt waren. In 40 dieser Fälle
gab esmindestens eine schwer-

verletzte Person, einUnfall en-
dete sogar tödlich.

Wohlauchdaherwurdenal-
lein im vergangenen Jahr
26 neue Schulstraßen im be-
völkerungsreichsten Bundes-
land errichtet. In OWL wur-
den in Bad Lippspringe, Her-
ford und Schlangen Schulstra-
ßen eingerichtet. Dort liegen
die Sperrzeiten an den Schu-
len zwischen 7 und 8.30 Uhr,
hinzu kommt häufig eine wei-
tere Sperrzeit am Mittag oder
Nachmittag.

In Köln, Essen und Glad-
beck gibt es bereits seit länge-
remSchulstraßen, die auf städ-
tische Initiativen hin entwi-
ckelt wurden, wie das Ver-
kehrsministerium mitteilt.

Die vier Kölner Schulstra-
ßen wurden nach der positiv
verlaufenen Testphase bereits
dauerhaft eingeführt, wie die
Stadt Köln mitteilte. Es seien
mit die ersten bundesweit ge-
wesen. „Die Auswertung des
Pilotprojekts hat gezeigt, dass
Schulstraßen ein äußerst wert-
volles Instrument sind, um die
Verkehrssicherheit zu stei-
gern und die selbstständige
Mobilität der Kinder zu för-
dern“, teilte die Stadt mit. Da-
her wolle man den Weg wei-
tergehen.

Die Schulstraßen wurden
laut der Kölner Stadtverwal-
tung von den beteiligten Schu-
len, Eltern und Kindern über-
wiegend positiv bewertet. Ins-
besondere die Sicherheits-
wahrnehmung vor den Schu-
len habe sich deutlich verbes-
sert. So sei es zu einer erhebli-
chen Reduzierung der „Eltern-
taxis“ gekommen.

Durch die zeitweise Sperrung von Straßen sollen Kinder sicher zur
Schule kommen, wie in dieser Straße in Essen. Foto: dpa

Sorge vorWindkraft-Wildwuchs
In NRW liegen 1.500 Anträge für Windräder auf Flächen vor, die eigentlich tabu sind.
Naturschützer sind entsetzt. Das Land hofft auf Berlin. Von dort gibt es erste Signale.

Ingo Kalischek

Düsseldorf. In NRW könn-
ten rund 1.500 Windräder in
Gebieten entstehen, die die re-
gionale Politik dafür eigent-
lich ausgeschlossen hatte. Für
diese Flächen gehen seit Mo-
naten Hunderte Anträge von
Investoren ein. Grund ist eine
Gesetzeslücke. Weil die soge-
nanntenRegionalpläne, die die
Windkraft-Verteilung regeln,
derzeit überarbeitet werden,
fehlt den Städten undGemein-
den ein rechtliches
Steuerungsinstrument, um die
Anträge abzulehnen. Diesen
Schwebezustandnutzen Inves-
toren aktuell aus.

In OWL liegen in den Krei-
senPaderbornundHöxter,wie
berichtet, aktuell rund 280An-
träge für Windräder außer-
halbdergeplantenFlächenvor;
im Bereich der Bezirksregie-
rung Arnsberg sind es sogar
585 und selbst im Regierungs-
bezirk Köln sind es 159. In
Münster und Düsseldorf wa-
ren es nach aktuellsten Zah-
len von Ende November 200
beziehungsweise 50.

„Die Politik will spätestens
seit 2021 einen massiven
Windkraft-Ausbau in der Flä-
chevorantreiben“,kritisiertdie
Vorsitzende des Naturschutz-
bundes (Nabu) in NRW, Hei-
ke Naderer. „In dem Wunsch,
möglichst schnell möglichst
viel Windkraft auszubauen,
sind Strategie und Maß völlig
untergegangen“, meint Nade-
rer und spricht von einer „dra-
matischen“ Situation für den
Natur- und Artenschutz.

Auch der Sprecher der Be-
zirkskonferenz Naturschutz
OWL, Karsten Otte, sorgt sich
um die Artenvielfalt. „Es be-
steht jetzt die Gefahr, dass 280
MeterhoheWindräderaufFlä-
chen entstehen, die aus Na-
turschutzgründen bewusst
ausgeschlossen wurden.“ Das
betrifft zum Beispiel Wälder
und Biotopverbundflächen.
Otte wirft den Windkraft-In-
vestoren eine „hemmungslose
Gewinnmaximierung auf Kos-
ten von Natur und Gesell-
schaft“ vor.

Jan-Maik Schlifter, der für
die FDP im Detmolder Regio-
nalrat sitzt, führt die aktuelle
Situation auf „handwerkliche
Fehler“ in denGrünen-geführ-
ten Wirtschaftsministerien in
Düsseldorf und Berlin zu-
rück. „Das ist ein hausgemach-
tes Problem.Die Akteure woll-

ten Windkraft um jeden Preis
– und haben sich dabei völlig
verheddert.“

InOWLhoffenBürgermeis-
ter, Landräte und Mitglieder
des Regionalrats jetzt auf eine
Bundesregel, um wieder ein
Steuerungsinstrument an die
Hand zu bekommen. Ähnlich
äußert sichNRW-Wirtschafts-
ministerin Mona Neubaur.
Ziel sei eine „geordnete und
rechtssichere“ Steuerung der
Windenergie. Deshalb setze
sich die NRW-Regierung für
eine „pragmatische Lösung“
auf Bundesebene ein und brin-
ge sich „intensiv“ in aktuelle
Verhandlungen ein, um „Re-
gelungslücken“ zu schließen,
sagt Neubaur.

Eine kurzfristig vom Land
erarbeitete Übergangsregel,
die es denAkteuren vorOrt er-
möglichen sollte, die Antrags-
verfahren zumindest um ein
Jahr auszusetzen, war zuletzt

zweimal vor Gericht geschei-
tert. Im Regierungsbezirk Det-
mold liegen aktuell noch vier
Klagen von Investoren vor.
Deshalb scheint auch die Lan-
desregierung jetzt vor allem
darauf zuhoffen, dass derBun-
destag noch vor der Wahl am
23. Februar ein Gesetz auf den
Weg bringt. Die Union hatte
kürzlich einen Gesetzentwurf
eingebracht.

Die Fraktionschefin der
Grünen im Bundestag, Britta
Haßelmann, versichert gegen-
über dieser Zeitung, dass ak-
tuell nach einerLösung fürdie-
ses „konkrete und klar umris-
sene Problem“ gesucht werde.
„Dazu sind wir mit CDU/CSU
und SPD im Austausch.“
Wichtig sei, dass man weder
dieAusbauziele nochdasüber-
ragende öffentliche Interesse
für die Windenergie infrage
stelle, sagt Haßelmann. Die
Bielefelderin übt zugleich Kri-

tik an der aktuellen Entwick-
lung. „Es schadet der Akzep-
tanz der Windenergie, wenn
einzelne Projektierer versu-
chen, die regionale Steuerung
der Windenergie zu umge-
hen.“ Das entspreche nicht
dem „Geist und Ziel“ des unter
grüner Regierungsbeteiligung
beschlossenen Windflächen-
bedarfsgesetzes. Der Bundes-
rat habe sich daher auf Initia-
tive aus NRW an die Bundes-
regierung gewandt, um die Re-
geln für einengeordnetenAus-
bau der Windkraft in den vor-
gesehenen Flächen zu prüfen.

Wiebke Esdar, Vorsitzende
derNRW-Landesgruppe inder
SPD-Bundestagsfraktion, be-
tont. „Unser Anliegen ist, dass
wir eine gesetzliche Regelung
noch vor der Wahl hinbekom-
men. Wir wollen eine Lösung.
Die muss aber auch rechtssi-
cher sein – und da muss sich
die Union noch bewegen.“

DieWindkraft,wiehierbeiLichtenau,spielt imsüdlichenPaderbornerLandeineprägendeRolleimLand-
schaftsbild. Foto: Jens Reddeker

Kritik an neuem
Abschiebegefängnis

Die Pläne für den Neubau stoßen bei einem
Bürener Verein auf entschiedene Ablehnung.

Büren/Mönchengladbach.
Der Verein „Hilfe für Men-
schen in Abschiebehaft Bü-
ren“ kritisiert das neu geplan-
teAbschiebegefängnis inMön-
chengladbach scharf. In einer
Pressemitteilungwird dieNot-
wendigkeit aufgrund von feh-
lenden Kapazitäten in Frage
gestellt.

Laut Frank Gockel, Spre-
cher des Vereins, handele es
sichbeidemBaudesneuenAb-
schiebegefängnisses um ein
politisches Kalkül. „Es ist alar-
mierend, dass mit dem neuen
Gefängnis in Mönchenglad-
bach die Kapazitäten für Ab-
schiebehaft weiter ausgebaut
werden, obwohl bis jetzt kei-
ne Auslastung in bestehenden
Einrichtungenwie inBürenge-
geben ist“, heißt es in der Mit-
teilung. Laut Gockel lag die
durchschnittliche Belegung
des Abschiebegefängnisses in

Büren im Jahr 2024 bei weni-
ger als 100 Gefangenen. Es ist
allerdings für 175 ausgelegt.

Die Kosten für den Neu-
bau inMönchengladbach wer-
den vom Land auf 300 Millio-
nen Euro geschätzt. Der Ver-
ein fordert, dieMittel lieber für
soziale und integrative Pro-
jekte einzusetzen.

Hintergrund der Kritik ist
die Bekanntgabe des NRW-
Ministeriums für Flüchtlinge,
Integration und Migration.
Auf einem ehemaligen Mili-
tärgelände in Mönchenglad-
bach soll das zweite Abschie-
begefängnis in Nordrhein-
Westfalen neu gebaut werden.
Die Flüchtlingsministerin Jo-
sefine Paul (Grüne) erklärte,
dass die Einrichtung direkt
neben einer Erstaufnahmeein-
richtung gebaut werden soll
und Platz für bis zu 140 Per-
sonen bieten wird.

Sabotage bei der Anmeldung zumHermannslauf
Der Online-Dienstleister des Hermannslaufs meldet „vorsätzlichen Missbrauch“ bei der Vergabe der Lauf-Tickets.

Uwe Kleinschmidt

Bielefeld. Ein bisschen
knirscht es weiterhin im Auf-
bruch zum 53. Hermannslauf.
Das hat in diesemFall aber we-
niger mit vereinsinternen Dif-
ferenzen beim Ausrichter
TSVE 1890 Bielefeld zu tun.
Vielmehr hat die Technik, wo-
möglich durch gezielte Sabo-
tage, am Sonntag ab 11 Uhr
das Anmelden für die Läufer
deutlich erschwert.

8.000 Plätze hat der TSVE
wie 2024 für Laufende verge-
ben. Die mussten Geduld mit-
bringen, ehe das Verfahren für
die Bewerber als genehmigt
verbucht werden konnte. Der
Bielefelder Verein hat das On-
line-Anmeldeverfahren dem
Dienstleister Davengo (Ber-
lin) übertragen. Über die
TSVE-Homepage ließ Daven-
go ausrichten: „Wir haben
schon ab 10.55 Uhr Unregel-
mäßigkeiten in der Auslas-
tung der Systeme entdeckt und
die Situation geprüft.“ Relativ

schnell sei das E-Mail-System
als Problemquelle ausfindig
gemachtworden:„Wirsindauf
Spurensuche gegangen. Zu Be-
ginn haben wir die starke Nut-
zungderDouble-opt-in-Funk-
tion in Kombination mit un-
zähligen Passwort-Reset-Vor-
gängen als Ursache vermutet.

Wir haben daher die Ressour-
cen zum Mailversand erhöht
und die Double-opt-in-Funk-
tion deaktiviert.“

Mit dem Double-opt-in-
Verfahren soll der Miss-
brauch von Mailadressen ver-
hindertwerden.Dabeiwirdein
Code an das E-Mail-Postfach

geschickt. Erst wenn dieser
Code eingegeben wird, wird
der Zugang beim Dienstleis-
ter freigegeben.

Es gab jedoch noch weitere
Probleme bei der Anmeldung
zum Hermannslauf: „Zusätz-
lich mussten wir feststellen,
dass es zeitgleich vorsätz-
lichenMissbrauchunseresSys-
temsgegebenhat, umdiePlatt-
formgezielt zuüberlasten.Ein-
zelne IP-Adressen aus dem
Internet haben in wenigenMi-
nuten unzählige Anfragen an
uns gesendet.“ Ein solcher An-
griff führt zu Überlastungen
der Server. Für die Läufer hieß
das lange Wartezeiten beim
Aufruf der Internetseite.

Dienstleister Davengo ent-
schuldigte sich für „den holp-
rigen Anmeldestart“ und er-
klärt: „Wir werden die Ursa-
chen weiter analysieren.“

Doris Buschmann, die Vor-
sitzende des TSVE, erklärt:
„Probleme mit der Anmel-
dung fallen natürlich auf uns
als Veranstalter zurück. Dar-

um bitten auch wir um Ent-
schuldigung. Genauso wichtig
ist uns aber, dass das Interes-
se amHermannslauf ungebro-
chen ist.“ Mittlerweile ist auf
derHomepage desHermanns-
laufs zu erfahren, dass alle
8.000 Läufer-Tickets vergeben
sind. Auch die 1.000 Plätze für
Wanderer und die 400 für den
Mini-Hermann fürKinder von
8 bis 14 Jahren sind komplett
ausgebucht.

Im Vorjahr hatte es techni-
sche Probleme insbesondere
bei den Wanderern gegeben,
die technischen Tücken sind
also nicht ganz neu.

Im Vorfeld des Hermanns-
laufes waren durch diese Zei-
tung Differenzen zwischen
Vorstand und Organisations-
team öffentlich geworden, auf-
grund derer das bewährte Or-
ga-Team seinen Rücktritt er-
klärte. Der Verein hatte dar-
aufhin erklärt, dass der „Her-
mann“ 2025 dennoch stattfin-
den und ein neues Team zu-
sammengestellt werde.

Bereits im vergangenen Jahr hatte es Probleme bei der Anmel-
dung gegeben. Foto: Sarah Jonek
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